Unsere Anschrift:
____________________________

____________________________

____________________________

Bundesministerium für

Familie, Senioren, Frauen und Jugend

z. Hdn.: Frau Ministerin 

    Dr. Ursula von der Leyen
11018 Berlin

nachrichtlich: 

Ministerium für Generationen, Familie,
Frauen und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen

z. Hdn.: Herr Minister Armin Laschet
Horionplatz 1

40213 Düsseldorf

nachrichtlich: 

Oberbürgermeisterin der Stadt Mülheim an der Ruhr

Dagmar Mühlenfeld

Ruhrstraße 32-34

45468 Mülheim



Mülheim, den __________
Hilferuf  

drastische Erhöhung der Elternbeiträge für Kindergärten und KiTas in Mülheim an der Ruhr

Sehr geehrte Frau Dr. von der Leyen,

wir wenden uns hillfesuchend und um Unterstützung bittend an Sie, weil sich in Mülheim an der Ruhr in diesen Tagen etwas abspielt, was skandalös und traurig zugleich ist, und sicher nicht ins Bild Ihrer familienfreundlichen Politik passt. 

Als Folge der gekürzten Landeszuwendungen hat der Rat der Stadt Mülheim beschlossen, die fehlenden Gelder durch eine Erhöhung der Elternbeiträge für Kindergärten, KiTas und Horte, auf die Eltern abzuwälzen.

Von dieser Erhöhung sind vorwiegend Doppelverdiener betroffen, die auf die zuverlässige Betreuung ihrer Kinder zwingend angewiesen sind. Die Erhöhung der Beiträge beträgt bis zu 120%, so dass teilweise 600 Euro anfallen.

Für die betroffenen Familien bedeutet dies eine monatliche Mehrbelastung von 200 bis 300 Euro für die reine Betreuung, dass heißt Verpflegungskosten, Frühstücksgeld und Betreuungskosten für schulpflichtige Kinder kommen noch hinzu.

Diese Summen sind für die meisten Familien absolut nicht mehr zu stemmen. Für viele bedeutet die Beitragserhöhung, dass die berufstätigen Frauen überlegen müssen, ob sich für sie eine weitere Beschäftigung überhaupt noch lohnt. Einige haben ihre Kinder bereits abgemeldet, da die Kinderbetreuungskosten höher sind als der Nettoverdienst der Frauen.

Viele Eltern denken konkret darüber nach, ihre Kinder aus den städtischen Einrichtungen zu nehmen und sich über alternative Betreuungsformen zu organisieren. 

Dies hätte zur Folge, dass sich die besser Verdienenden aus der ohnehin schon subventionsbedürftigen  Finanzierung der Kindergärten heraus nehmen würden. Langfristig würde, wie auch in anderen Bereichen der Gesellschaft, ein Zwei-Klassen-System entstehen. Die sozial  schwachen und Geringverdiener blieben in den öffentlichen Einrichtungen, diejenigen, die es sich leisten können, versorgen sich privat. 

Als Eltern sind wir sehr enttäuscht über diese Form von Familienpolitik.

Gerade die CDU hat doch versprochen, sich für die Belange von Familien und Frauen einzusetzen und insbesondere die Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Frauen zu fördern. 

Davon ist aber hier in Mülheim nichts zu spüren. Im Gegenteil: 

diese Entwicklung benachteiligt wieder einmal die Familien, die nun die Zeche für eine verfehlte Haushaltspolitik bezahlen sollen.

Wieder sind es die Familien, die ohnehin schon in vielfacher Weise zusätzlich belastet werden; Mehrwertsteuererhöhung, höhere 

Energiekosten, höhere Benzinpreise, Wegfall der Eigenheimzulage, Wegfall der Pendlerpauschale, höhere Zuzahlung bei Gesundheitsleistungen, Beteiligung an Lehrmitteln um nur einiges zu nennen.

Darüber hinaus ist, wie überall, auch hier in Mülheim die Mittelschicht  wieder in besonderem Maße betroffen. Von Vergünstigungen stets ausgenommen, bei Erhöhungen aber immer voll getroffen.
Auf diese Art und Weise wird man wohl kaum erreichen, dass sich die aussterbende Mittelschicht dazu entschließt, Kinder zu bekommen.

Diese Entwicklung kann doch nicht gewünscht sein. Wir Eltern fühlen uns verraten und über die Maßen belastet.  Die Grenze unserer Belastbarkeit ist erreicht.

Bitte helfen Sie uns in unserem Bestreben, diesen familien-unfreundlichen Beschluss wieder rückgängig zu machen.

Kinder sind die Zukunft unseres Landes und diese kann nur gelingen, wenn den immer weniger werdenden Eltern nicht ständig Knüppel zwischen die Beine geworfen werden.

In Mülheim wurde aufgrund des Missstandes und der Unmut vieler Eltern bereits eine Elterninitiative gegründet. Näheres zu unserem Problem finden Sie unter http://protest2006.pr.ohost.de 
In der Hoffnung auf Ihre Hilfe und Unterstützung verbleiben wir

mit freundlichen Grüßen

Familie ___________________
